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Mit der Beteuerung 'Deutschland İst kein Einvvanderungsland' zeigte Bundeskanzler Kohl seine Ent- 

schlossenheit, auch zukünftig an einer restriktiveren Auslânderpolitik festzuhalten. Vor vvenigen 

Tagen einigte sich die Regierungskoalition darauf, die bereits letztes Jahr angegangene Novellierung 

des Auslândergesetzes zu Ende zu bringen. Der nun vorliegende Entvvurf soll zur Grundlage eines neuen 

Gesetzespaketes werden, das die Rechte der in der Bundesrepublik lebenden Auslânder weiter stark 

einschrânkt. So werden die Möglichkeiten eine Aufenthaltserlaubnis- öder berechtigung zu erhalten 

erschvvert, darüberhinaus die Liste der Ausvveisungsgründe verlângert. Der im Jahre 1973 von der so- 

zialliberalen Koalition in Kraft gesetzte Anwerbestopp soll nun gesetzlich normiert werden.

Der 'uferlosen Einvvanderung", so der ehemalige Innenminister Zimmermann, soll nun endlich Einhalt 

geboten werden. Glaubt man dem CDU-Bundestagsabgeordneten Lummer, so İst eine Verschârfung der 

Auslânderpolitik notvvendig, da "die anhaltende Arbeitslosigkeit nicht zuletzt an der Zuwanderung von 

auBen' liege. Diese Argumentation, die in den letzten Jahren stark forciert wurde, soll in der deut- 

schen Bevölkerung das Bild vermitteln, Auslânder seien die Schuldigen an stândigem Sozialabbau und 

Massenarbeitslosigkeit. Der vvachsende Unmut gegen unpopulâre MaBnahmen der Regierung und der Unter 

nehmer soll dadurch in auslânderfeindliche Kanâle gelenkt werden.

Betrachtet man sich die Realitât, ervveist sich jedoch schnell, daB diese Schuldzuweisung keinerlei 

Grundlage hat. Eine Vielzahl der Geschâftsberichte deutscher Unternehmen zeigt positive Entvvicklun- 

gen in der Erfolgsbilanz des vergangenen Jahres. Oft wird ausdrücklich betont, daB dies aufgrund von 

Personalabbau und RationalisierungsmaBnahmen erreicht werden konnte. Der Motorsâgen-Hersteller Stihl 

in VVaiblingen erklârte kürzlich, daB sich der Stellenabbau von 260  Arbeitsplâtzen 'positiv* auf die 

Ertragslage des Unternehmens ausgewirkt habe. İm letzten Jahr vvurden dört Erlöse in der Höhe von 

566 ,7  Millionen Mark erzielt, was einer Steigerung gegenüber dem Vorjahr von knapp 5% entspricht. Es 

zeigt sich also allein an diesem Beispiel deutlich, daB Unternehmer bei ihren Entscheidungen keiner­

lei Interesse am Erhalt von Arbeitsplâtzen haben, sondern daB diese letztlich nur an der Steigerung 

ihrer Gevvinne orientiert sind. Für die Arbeitgeber zâhlt der Profit, nicht sentimentale Anhâng- 

lichkeit an deutsche Arbeiter.

Wir müssen uns gegen die Verschleierungspolitik der Regierung zur Wehr setzen. Dazu İst es erforder- 

lich, die Vorstellung, Auslânder seien eine Bedrohung für unsere Arbeitsplâtze, zu bekâmpfen.

Auslânder sind nicht unsere Konkurrenten, sondern Mitstreiter im Kampf für mehr Rechte und bessere 

Lebensbedingungen. Deshalb fordern w ir:

Weg mit dem Auslândergesetz 

Gleiche Rechte für Aile

INİTİATİVE GEGEN RASSİSMUS, Darmstadt

Die Initiative trifft sich donnerstags um 19.30 in der TH Darmstadt, 

Altes Hauptgebâude, Raum 25


